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ausschließlich in Deutschland tätig sind, er-
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operierende Konzerne mit Niederlassungen 
und Tochtergesellschaften im Ausland wird 

es hingegen komplizierter, denn zukünftig 
müssen sie unter Umständen zwei oder 
mehr FATCA-Regime beachten.

Diese 3., ergänzte Aufl age (Stand: Anfang 
September 2012) führt zunächst auf der 
Basis der Proposed Regulations anhand 
einzelner Prüfschritt e durch den originalen 
Gesetz eswortlaut und die aktuellen IRS-
Auslegungshinweise zu FATCA. Im An-
schluss daran werden die aktuellen Ände-
rungen durch das M-IGA erläutert. Damit 
bietet der Autor einen praktischen Leitfaden 
durch die umfangreichen FATCA-Regula-
rien und eine grundlegende Hilfestellung 
zur Umsetz ung derselben.
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Vorbemerkung

Knapp fünf Monate nach Erscheinen der proposed regulations (PR) wurde 
am 26. Juli 2012 der Entwurf des bereits angekündigten Länderabkommens 
(Model Intergovernmental Agreement – M-IGA) veröffentlicht. Das M-IGA 
bringt für deutsche Finanzinstitute erhebliche Erleichterungen, vor allem bei 
der Identifizierung der Kunden als auch in zeitlicher Hinsicht. Für Finan-
zin-stitute, die ausschließlich in Deutschland tätig sind, bleibt es auch bei 
diesen großen Erleichterungen, für international operierende Konzerne mit 
Niederlassungen und Tochtergesellschaften im Ausland wird es hingegen noch 
komplizierter, denn zukünftig müssen sie unter Umständen zwei oder mehr 
FATCA-Regime beachten: einmal das Länderabkommen in Deutschland und 
dann die jeweiligen anderen Länderabkommen oder FATCA nach den PR für 
ihre Niederlassungen und Tochtergesellschaften. Die Änderungen durch das 
M-IGA werden in dieser 3., ergänzten Auflage in Kapitel 9 erläutert. 
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Einleitung

Am 18. März 2010 trat FATCA (Foreign Account Tax Compliance Act) als 
ein Teil des HIRE Act in Kraft. Der HIRE Act (Hiring Incentives to Restore 
Employment Act)1 regelt als US-amerikanisches Gesetz steuerliche Entlastun-
gen für Arbeitgeber hinsichtlich des Lohnsteuerabzugs. Zur Gegenfinanzie-
rung dieser Entlastungen enthält der HIRE Act auch neue Regelungen zur 
Meldung von Konten von US-Personen außerhalb der USA. Diese neuen 
Regelungen werden als FATCA bezeichnet. Ihr Ziel ist die Vermeidung von 
Steuerhinterziehung.

Damit richtet sich FATCA an alle Banken und Finanzdienstleister weltweit. 
Diese werden aufgefordert, bestimmte Informationen über ihre US-Kunden 
an die amerikanischen Steuerbehörden zu melden. Da FATCA als US-ameri-
kanisches Gesetz keine unmittelbare Wirkung für ausländische Banken entfal-
ten kann, ist für die Durchsetzung ein Druckmittel vorgesehen: auf praktisch 
alle Zahlungen, die aus den USA kommen und an eine ausländische2 Bank 
geleitet werden, behalten die USA 30% Quellensteuer ein. Dies können die 
Banken nur vermeiden, indem sie kooperieren. 

Welche US-Kunden von FATCA betroffen sind, hängt davon ab, wie sich 
die jeweilige Bank verhält. Kooperiert sie, muss sie bestimmte Daten ihrer 
US-Kunden melden. Ein Steuerabzug in den USA findet dann nicht statt. 
Kooperiert die Bank nicht, sind die Auswirkungen gravierend: alle (auch deut-
sche) Kunden und der Eigenhandel der Bank sind dann betroffen. Die US-
amerikanische Gesetzgebung unterscheidet nicht, wem eine Zahlung aus den 
USA zusteht. Dies soll als Druckmittel der Durchsetzung von FATCA dienen. 
Denn es geht den amerikanischen Steuerbehörden nicht um die Erzielung von 
Steuermehreinnahmen durch diese Quellensteuer, sondern um die Erlangung 
von Informationen über US-Steuerpflichtige im Ausland. 

1	 http://frwebgate.access.gpo.gov/cgi-bin/getdoc.cgi?dbname=111_cong_bills&docid= 
f:h2847enr.txt.pdf, http://hireact.org/.

2	 Aus der Sicht der USA.
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Einleitung

Gemeldet werden müssen den amerikanischen Steuerbehörden nicht nur 
Name, Adresse und TIN, sondern auch die Kontonummer, Kontobewegun-
gen und ggf. weitere Daten. Der überwiegende Teil der Anforderungen wird 
durch die bisherigen Systeme einer Bank nicht abgebildet. Hier stehen sehr 
kostenintensive Anpassungen im zwei- bis dreistelligen Millionenbereich an. 
Betroffen ist zudem der ganze Konzern. Für eine fristgerechte Umsetzung 
rechnet man unter günstigen Bedingungen mit 18 Monaten. 

Grundsätzlich tritt FATCA am 1. Januar 2013 in Kraft. Bisher wurden vier re-
levante Schreiben mit Details zur Umsetzung veröffentlicht: zunächst die IRS 
Notices 2010-60, 2011-34 sowie 2011-53. Diese Notices sind im weitesten 
Sinne vergleichbar mit einem Schreiben des Bundesministerium der Finanzen 
(BMF-Schreiben), welches regelmäßig als Auslegungshilfe bzw. als norminter-
pretierende Verwaltungsvorschrift ergeht. 

Am 8. Februar 2012 wurde dann der erste Entwurf der regulations, die soge-
nannten proposed regulations (PR), veröffentlicht. Die PR sind mit knapp 
400 Seiten sehr umfangreich. Zahlreiche neue Begrifflichkeiten wurden ein-
geführt. Die Analyse der PR ist eine Fleißarbeit, nicht zuletzt auch wegen 
der weitreichenden und komplizierten Verweise. Gegen Ende des Jahres 2012 
werden dann die final regulations erwartet. 

Die vorliegenden Ausführungen haben zum Ziel, den aktuellen Stand von 
FATCA in einer strukturierten Form darzustellen. Berücksichtigt werden hier-
bei in erster Linie das Gesetz selbst und natürlich die PR. Die Notices sind 
durch die Veröffentlichung der PR weitgehend überholt. Soweit dennoch auf 
sie zurückgegriffen wird, ist dies deutlich dargestellt.

Schließlich wird auf den Entwurf des Länderabkommens (M-IGA) einge-
gangen (Kapitel 9). 

Die Darstellung eines fremdsprachigen Gesetzes oder einer Richtlinie in deut-
scher Sprache ist notwendigerweise mit sprachlichen Ungenauigkeiten und 
Interpretationsschwierigkeiten verbunden. In diesem Buch werden teilweise 
englische Bezeichnungen, teilweise aber auch deutsche Übersetzungen des 


